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Abkürzungsverzeichnis

Büro-NR Büro des Nationalrates
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
PTT Post-, Telefon- und Telegrafenbetriebe

Bureau-CN Bureau du Conseil national
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
PTT Postes, téléphones, télégraphes
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im Rahmen der Beratungen über die Totalrevision der Bundesverfassung beschlossen
die Kommissionen beider Räte, das Recht auf eine erleichterte Einbürgerung für
staatenlose Kinder in den Text aufzunehmen. Sie erfüllten damit das Anliegen einer
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) (Pa.Iv. 92.423), welcher der Nationalrat
1993 Folge gegeben hatte. Mit einem überwiesenen Postulat seiner Staatspolitischen
Kommission regte der Nationalrat eine Erleichterung der Bedingungen für die
Einbürgerung von Personen an, die (oder deren Vorfahren) das schweizerische
Bürgerrecht verloren haben. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden
Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Alors que, la même semaine, l’Assemblée nationale française reconnaissait un génocide
arménien nié par la Turquie, le Conseil national a rejeté de justesse (73 voix contre
70) un postulat Zisyadis (pdt, VD) allant dans ce sens. Le gouvernement turc s’est
déclaré satisfait de la décision des parlementaires helvétiques. 2

POSTULAT
DATUM: 13.03.2001
FRANÇOIS BARRAS
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Gegen den Willen des Bundesrats überwies der Nationalrat ein Postulat seiner WAK, das
die Prüfung von Steuerabzügen für Aufwendungen verlangt, die durch die Ausübung
gemeinnütziger Arbeit verursacht werden. Eine weitergehende Parlamentarische
Initiative Zisyadis (pda, VD) (Pa. Iv. 00.418) hatte der Rat zuvor abgelehnt. 3

POSTULAT
DATUM: 20.06.2001
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Le Conseil national a transmis le postulat Zisyadis (pdt, VD) qui demande au
gouvernement d'élargir la zone lausannoise dans laquelle les employés PTT peuvent
bénéficier d'une allocation complémentaire à l'indemnité de résidence. 4

POSTULAT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Da ihm die darin enthaltenen Forderungen zu weit gingen, lehnte der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) (Geschäft 00.418) ab, die eine breite
Anerkennung der gemeinnützigen Arbeit verlangte (bezahlter Urlaub, Weiterbildung,
System der sozialen Sicherheit, Steuerabzug für persönliche Auslagen). Hingegen nahm
er gegen den Antrag des Bundesrates, der auf den enormen administrativen Aufwand
verwies, knapp ein Postulat seiner WAK an, das die Regierung beauftragte, die
Schaffung gesetzlicher Rahmenbedingungen zu prüfen, damit Steuerabzüge für
Aufwendungen, die durch die Ausübung gemeinnütziger Arbeit entstehen, zugelassen
werden. 5

POSTULAT
DATUM: 20.06.2001
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat Zisyadis (pda, VD) (Pa.Iv.
94.418), dass ein gesamtschweizerisches Sozialbudget erstellt wird, welches Auskunft
über sämtliche Tätigkeiten der Sozialpolitik gibt und alle diesbezüglichen Leistungen
und ihre Kosten sowie deren Finanzierung erfasst. Die vorberatende Kommission war
zwar ebenfalls der Ansicht, dass statistisch abgesicherte Sozialdaten als
Planungsinstrument und Entscheidungsgrundlage unentbehrlich zur Erhöhung der
Effizienz und zur Schaffung eines lückenlosen und flexiblen Systems der sozialen
Sicherheit sind. Sie befand aber, es sei unangemessen, diese Frage, die sich im Grunde
auf die Ausgestaltung des Jahresprogramms des Bundesamtes für Statistik bezieht, mit
dem Mittel der parlamentarischen Initiative auf dem Gesetzesweg zu regeln. Sie
beantragte hingegen, dem Bundesrat solle mit einem Postulat zur Kenntnis gebracht
werden, dass das Parlament die Erstellung eines Sozialbudgets für notwendig und
wichtig erachtet; dazu gehört auch die Schliessung noch bestehender statistischer
Datenlücken. Der Initiant war mit diesem Vorgehen einverstanden und zog seinen
Vorstoss zurück, worauf das Postulat stillschweigend überwiesen wurde. 6

POSTULAT
DATUM: 06.10.1995
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Das Resultat der Minarett-Initiative wurde zum Ausgangspunkt dreier weiterer Anliegen,
welche das friedliche Zusammenleben der verschiedenen Religionsgruppen fördern
wollten. So verlangte eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) zur Verstärkung
des interreligiösen Dialogs die Schaffung einer eidgenössischen Kommission für
Religionsfragen. Eine Motion Rennwald (sp, JU) forderte die Einrichtung eines
interparlamentarischen Dialoges zum Abbau der durch die Annahme der Minarett-
Initiative erzeugten Misstöne im Ausland. Beide Vorstösse wurden vom Nationalrat
deutlich abgelehnt, da sie Kommission und Bundesrat folgend, die Anliegen durch
bestehende Strukturen bereits als erfüllt erachteten. Auf mehr Zustimmung vom
Bundesrat stiess das Postulat Amacker-Amann (cvp, BS), mit welchem die Diskussion zur
Verankerung eines Religionsartikels in der Bundesverfassung wieder aufgenommen
wurde. Dieser soll das Verhältnis zwischen Kirchen, anderen Religionsgemeinschaften
und dem Staat konkret und verbindlich regeln. Im Parlament wurde die Diskussion über
dieses Postulat in der Sommersession bekämpft und verschoben. Schlussendlich wurde
das Geschäft 2012 abgeschrieben, da es mehr als zwei Jahre hängig war. 7

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
MARLÈNE GERBER
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